
Bauleitplanung der Gemeinde Haste

Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses
(gem. § 2 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 13 a BauGB)

Der  Rat  der  Gemeinde  Haste  hat  in  seiner  Sitzung  am  21.06.2021  den
Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 13 a BauGB für den Bebauungsplan
Nr.  26  „Kolenfelder  Straße/Hauptstraße“  gefasst.  Der  Beschluss  wird  hiermit  ortsüblich
bekannt gemacht.

Bebauungsplan Nr. 26 
„Kolenfelder Straße/Hauptstraße“

Allgemeine Ziele und Zwecke der Planung:

Durch  den  Bebauungsplan  Nr.  26  „Kolenfelder  Straße/Hauptstraße“  sollen  die
bauplanungsrechtlichen  Voraussetzungen  zur  Deckung  des  auf  den  bereits
siedlungsstrukturell geprägten Bereich Haste bezogenen Wohnbedarfs geschaffen werden.
In  diesem Zusammenhang sollen  auch die  planungsrechtlichen  Voraussetzungen  für  die
Sicherung und Entwicklung des Bürgerhauses geschaffen werden.  

Zu diesem Zweck wird neben Flächen für den Gemeinbedarf „Öffentliche Verwaltungen –
Bürgerhaus“ ein Allgemeines Wohngebiet (WA) gem. § 4 BauNVO festgesetzt. Als Maße der
baulichen Nutzung werden für den baulichen Bestand des Bürgerhauses eine GRZ von 0,4
und eine II-geschossige offene Bauweise und für das WA-Gebiet eine GRZ von 0,3 bei einer
I-geschossigen  offenen  Bauweise  festgesetzt.  Darüber  hinaus  sollen  Baugrenzen  zur
Sicherung  und  Entwicklung  des  Siedlungsbereiches  beitragen  und  Festsetzungen  zum
Immissionsschutz gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse gewährleisten.  

Räumlicher Geltungsbereich:

Der  räumliche  Geltungsbereich  der  o.g.  Bauleitplanung  geht  aus  der  nachfolgenden
Übersichtskarte im Maßstab 1:5.000 hervor.

Kartengrundlage: Auszug aus der Amtlichen Karte (AK 5) M 1:5.000, © 2018 LGLN, RD Hameln-Hannover, Katasteramt Rinteln
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Für  den Bebauungsplan  Nr.  26 „Kolenfelder  Straße/Hauptstraße“  wird  das beschleunigte
Verfahren  gem.  §  13  a  BauGB,  welches  für  Bebauungspläne  der  Innenentwicklung
angewendet  werden  kann,  durchgeführt.  Gem.  §  13  a  Abs.  2  Nr.  1  BauGB  gelten  die
Vorschriften des vereinfachten Verfahrens nach § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 entsprechend. Es
wird  darauf  hingewiesen,  dass  gem.  §  13  Abs.  3  BauGB  von  der  Durchführung  einer
Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht gem. § 2 a BauGB und von
der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen
verfügbar sind, sowie von der zusammenfassenden Erklärung nach § 10 a Abs. 1 BauGB
abgesehen wird. Eine Überwachung der Umweltauswirkungen gem. § 4 c BauGB ist gem. 
§  13  Abs.  3  BauGB  nicht  vorgesehen.  Eine  Umweltverträglichkeitsprüfung  ist  nicht
erforderlich.

Haste, den 20.08.2021 Der Bürgermeister
    Sandmann
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